
 

 

 

 
Lörrach, im Juni 2013 

 
Mandantenrundschreiben „Heilberufe“ im  II. Quartal 2013 
 
 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder 

geplante Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen 

Anlass bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Zugriff des Finanzamts auf Daten einer Apotheke? 

Kernaussage 

Führt ein Apotheker über die nach der Rechtsprechung zulässige Ermittlung der 

Tageseinnahmen durch Tagesendsummenbons hinaus freiwillig eine von seiner PC-Kasse 

erstellte Datei mit Einzelaufzeichnungen der Barverkäufe, ist er in der Regel nicht verpflichtet, 

diese Datei dem Finanzamt bei einer Betriebsprüfung vorzulegen. Das hat das Hessische 

Finanzgericht aktuell entschieden. 

Sachverhalt 

Geklagt hatte eine Apothekerin, die die Bareinnahmen ihrer Apotheke mit einer so genannte PC-

Kasse erfasste. Die baren Tageseinnahmen stellte sie durch fortlaufende Tagesendsummenbons 

(Z-Bons) mit anschließender Nullstellung des Kassenspeichers fest. Die Summe der täglichen 

Bareinnahmen wurde manuell in das Kassenbuch übertragen, das Grundlage der Buchführung 

war. Der Aufforderung des Betriebsprüfers, auch die elektronische Datei mit den 

Einzelaufzeichnungen der Barverkäufe vorzulegen, kam sie nicht nach. Zwar legte sie dem 

Betriebsprüfer eine CD mit Daten aus ihrem Kassensystem vor; die Datei mit der 

Einzeldokumentation der Verkäufe hatte sie dabei jedoch entfernt. 

Entscheidung 

Für die Aufforderung des Finanzamtes, auch die Datei mit den Einzelaufzeichnungen der 

Barverkäufe vorzulegen, bestand keine Rechtsgrundlage. Denn für die Klägerin, die nicht an 

andere gewerbliche Unternehmen, sondern an Endverbraucher liefere, habe aufgrund der Größe 

und der Einzelumsatzhäufigkeit weder nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) noch nach der 

Abgabenordnung (AO) oder nach berufsrechtlichen Bestimmungen eine Verpflichtung bestanden, 

die einzelnen Barverkäufe manuell oder auf einem Datenträger aufzuzeichnen, so die Richter. 

Auch nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) sei es aus Gründen der 

Zumutbarkeit und Praktikabilität für eine ordnungsgemäße Buchführung auch im 

Computerzeitalter nicht erforderlich, Einzelaufzeichnungen zu führen, wenn der Unternehmer – 

wie die klagende Apothekerin – gegen Barzahlung Waren von geringem Wert an eine 

unbestimmte Vielzahl von Kunden im offenen Ladengeschäft verkaufe. Ausreichend sei in 

solchen Fällen, auf Einzelaufzeichnungen zu verzichten und die festgestellten Tagesendsummen 

täglich-fortlaufend in ein Kassenbuch zu übertragen. Die Führung des Kassenbuchs solle die 

streitigen Einzelaufzeichnungen gerade ersetzen. Dass die Klägerin gleichwohl zusätzlich die 

einzelnen Barverkäufe freiwillig und programmgesteuert in einer gesonderten Datei gespeichert 

habe, ändere hieran nichts und führe nicht zu einer Vorlagepflicht bei der Betriebsprüfung. Denn 

die Datei sei grundsätzlich nicht Bestandteil der nach der AO aufzubewahrenden 

Grundaufzeichnungen. Dass die Datei für das Finanzamt bei einer Verprobung der 

Pflichtaufzeichnungen hilfreich und interessant sein könne, sei unerheblich. Für den Betrieb der 

Apothekerin sei die gesonderte Aufzeichnung des Warenausgangs und der Einnahmen gerade 

nicht erforderlich. 

Konsequenz 

Das Finanzgericht hat praxisrelevant aber auch klargestellt, dass die hier streitige Frage des 

Bestehens einer Vorlagepflicht von der Frage einer im Übrigen erkennbaren 

Nichtordnungsmäßigkeit der Buchführung und der dadurch eröffneten Schätzungsbefugnis des 

Finanzamtes strikt zu trennen sei. So ließen nicht ordnungsgemäße Kassenaufzeichnungen (z. B. 

Differenzen zwischen den Tagessummen laut Z-Bons und den Eintragungen im Kassenbuch oder 

die nicht zeitgerechte Führung des Kassenbuchs) den Schluss zu, dass nicht alle Bareinnahmen 

verbucht worden sind und berechtigten das Finanzamt zu Zuschätzungen. 

 

2. Steuerbefreiung für Schönheitsoperationen, Empfängnisverhütung etc. 

Kernaussage 

Ärztliche Leistungen sind nur dann von der Umsatzsteuer befreit, wenn sie der Behandlung von 

Krankheiten dienen und somit ein therapeutisches Ziel im Vordergrund steht. Dies kann im 

Einzelfall durchaus streitig sein. 



 

 
 

 

Neue Verwaltungsanweisung 

Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. befasst sich in einer aktuellen Verfügung mit der 

Steuerbefreiung von Schönheitsoperationen, Schwangerschaftsabbrüchen und 

Empfängnisverhütungen. 

Konsequenzen 

Die Kombination der aufgeführten Behandlungsarten mutet etwas seltsam an, dürfte jedoch für 

die betroffenen Fachbereiche wichtig sein. Schönheitsoperationen sind nur von der Umsatzsteuer 

befreit, wenn eine medizinische Indikation nachgewiesen werden kann. Dies wird in der Regel 

nicht der Fall sein. Übernimmt jedoch die Krankenversicherung regelmäßig die Kosten, ist dies 

ein Indiz hierfür, so dass eine Befreiung in Frage kommt. Welche Bedeutung der Beurteilung des 

behandelnden Arztes hierbei beizumessen ist, muss aktuell der Bundesfinanzhof (BFH) 

entscheiden. Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz fordert im Zweifel ein separates 

Sachverständigengutachten. Schwangerschaftsabbrüche und Empfängnisverhütungen sind 

dagegen steuerfrei. Auf die gewählte Methode zur Empfängnisverhütung kommt es nicht an. 

 

3. BMF nimmt Stellung zum Steuersatz für Speisen und Getränke 

Kernaussage 

Die Lieferung von Lebensmitteln unterliegt dem ermäßigten Steuersatz (7 %). Werden hierzu 

jedoch zusätzliche Dienstleistungen erbracht, kann schnell der Regelsteuersatz zur Anwendung 

kommen (19 %). Die Abgrenzung stellt die Praxis vor massive Probleme. Diverse Urteile des 

Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesfinanzhofs (BFH) sowie neue Vorgaben der 

EU trugen zu weiterer Verunsicherung bei. Auf eine klärende Stellungnahme des 

Bundesfinanzministeriums (BMF) wurde lange gewartet; nun liegt sie vor. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Nach Ansicht des BMF kommt der Regelsteuersatz nur zur Anwendung, wenn das 

Dienstleistungselement qualitativ überwiegt. Um dies ermitteln zu können ist die gesamte 

erbrachte Leistung zu beurteilen. Dienstleistungen, die notwendig mit der Vermarktung der 

Speisen verbunden sind, bleiben allerdings bei dieser Betrachtung unberücksichtigt. Gleiches gilt 

für Dienstleistungen, die in keiner Verbindung zur Abgabe der Speisen stehen (z. B. 

Vergnügungsangebote im Freizeitpark). Das BMF listet hierzu im Hinblick auf die Anwendung des 

ermäßigten Steuersatzes schädliche und unschädliche Dienstleistungen auf. So sind z. B. die 

Zubereitung an sich und der Transport nicht in die Gesamtbetrachtung einzubeziehen und somit 

unschädlich. Das Servieren der Speisen spricht hingegen im Rahmen der Gesamtbetrachtung 

gegen die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes. Zuletzt erläutert das BMF die neuen 

Grundsätze anhand von 16 Beispielen. 

Konsequenz 

Das Schreiben weicht erheblich von der bisher vertretenen Verwaltungsauffassung ab. Die 

Neuregelung dürfte in den meisten Fällen von Vorteil sein. Dies ist jedoch nicht primär der 

Einsicht des BMF zu verdanken, sondern der jüngsten Rechtsprechung sowie der EU-

Kommission. Lieferanten von Speisen und Getränken, aber auch deren Abnehmer (z. B. 

Schulfördervereine, Pflegeheime etc.) müssen anhand des Schreibens prüfen, ob sich für sie 

Änderungen ergeben. Ferner können sie nun Optimierungen angehen. So kann z. B. durch 

Änderungen des Angebots ggf. erreicht werden, dass die Leistungen zukünftig dem ermäßigten 

Steuersatz unterliegen. Da die neuen Grundsätze für alle Umsätze gelten, die nach dem 

30.6.2011 ausgeführt wurden, ist auch für die Vergangenheit zu prüfen, ob noch Nutzen aus dem 

Schreiben gezogen werden kann. Insgesamt dürfte die korrekte Deklaration in vielen Fällen 

einfacher werden. Allerdings ist zu befürchten, dass es weiterhin Konflikte mit der 

Finanzverwaltung geben wird, wenn zu klären ist, ob die Dienstleistungselemente qualitativ 

überwiegen. 

 

 

 



 

 
 

 

4. Tierarzt-Hausbesuch ist keine haushaltsnahe Dienstleistung 

Kernaussage 

Im Haushalt des Steuerpflichtigen erbrachte Leistungen eines Tierarztes sind nicht als 

haushaltsnahe Dienstleistung berücksichtigungsfähig. Es können lediglich Aufwendungen für 

Tätigkeiten in Abzug gebracht werden, die üblicherweise durch Mitglieder des privaten Haushalts 

oder entsprechend Beschäftigte erledigt werden und in regelmäßigen Abständen anfallen. 

Sachverhalt 

Die klagenden Eheleute hielten auf Ihrem Anwesen mehrere Pferde. Im Rahmen der 

Einkommensteuererklärung machten sie Tierarztkosten in Höhe von 328 EUR geltend. Das 

Finanzamt lehnte die Berücksichtigung der Kosten mit der Begründung ab, haushaltsnahe 

Dienstleistungen würden gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts oder entsprechend 

Beschäftigte erbracht und fielen in regelmäßigen Abständen an. Tätigkeiten ohne 

hauswirtschaftlichen Bezug seien indes überhaupt nicht berücksichtigungsfähig. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht Nürnberg (FG) teilte die Auffassung des Finanzamts. Tätigkeiten, die 

typischerweise ein zugelassener Tierarzt aufgrund seiner fachlichen Kenntnisse sowie seiner 

Ausstattung mit Tiermedizintechnik und Medikamenten erbringt, stellen keine haushaltsnahe 

Dienstleistung dar. Unabhängig von der Tatsache, dass sich die Kläger im Laufe der Jahre als 

Pferdehalter ein praktisches Basiswissen angeeignet hatten, würden bei Bedarf anfallende 

qualifizierte Untersuchungen nicht typischerweise durch den Steuerpflichtigen selbst oder andere 

Haushaltsangehörige erbracht. Im Übrigen seien die Kosten auch nicht als Handwerkerleistung 

zu berücksichtigen, da ein Tierarzt freiberuflich tätig sei und die Handwerksordnung auf seine 

Tätigkeit keine Anwendung finde. 

Konsequenz 

Die Entscheidung entspricht der ständigen Rechtsprechung des BFH. Unverständlich ist, warum 

die Einkunftsart der Tätigkeit des Leistungserbringers Einfluss auf die Berücksichtigungsfähigkeit 

als Handwerkerleistung haben soll. Das vorliegende Urteil des Finanzgerichts ist als Abgrenzung 

zu einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster aus dem Jahr 2012 zu verstehen. Die 

Münsteraner Richter hatten entschieden, dass die Kosten für die Betreuung und Versorgung 

eines Hundes grundsätzlich haushaltsnah seien, da das Füttern, die Fellpflege und das 

Ausführen regelmäßig und typischerweise durch den Steuerpflichtigen selbst oder andere 

Haushaltsangehörige erledigt würden. Hier müssen Steuerpflichtige aber darauf achten, dass ihr 

Hundesitter beim Gassi-Gehen nicht die Grundstücksgrenzen verlässt! 

 

5. Wann ist Heilmittelwerbung zulässig? 

Kernaussage 

Eine Bezugnahme auf Studienergebnisse, die in der Werbung oder im Rechtsstreit als Beweis für 

gesundheitliche Aussagen vorgelegt werden, ist dann nicht irreführend, wenn diese nach 

anerkannten Regeln wissenschaftlicher Forschung durchgeführt und ausgewertet wurden. 

Sachverhalt 

Die Parteien vertreiben Arzneimittel zur Behandlung von Diabetes mellitus, die auf 

unterschiedlichen Wirkstoffen beruhen. Die Beklagte warb mit der Aussage, dass der von ihr 

verwendete Wirkstoff zu einer geringeren Gewichtszunahme führe. Diese Aussage wurde 

gestützt auf eine Studie in Form einer Zusammenfassung mehrerer wissenschaftlicher 

Untersuchungen (Metaanalyse). Die Klägerin meint, die Webeaussage sei irreführend und 

wissenschaftlich nicht hinreichend gesichert. Sie wendet sich zum einen gegen die 

Werbeaussage unter Bezugnahme auf die Studie und zum anderen gegen die Werbeaussage 

ohne Bezugnahme darauf. Die Vorinstanzen wiesen die Klage ab. Der Bundesgerichtshof (BGH) 

hob das Urteil auf und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung zurück. 

Entscheidung 

Der BGH gab der Klägerin Recht, soweit die Werbeaussage unter Bezugnahme auf die Studie 

erfolgt. Insofern kommt eine Irreführung unter dem Gesichtspunkt des Verstoßes gegen den  



 

 
 

 

Grundsatz der "Zitatwahrheit" in Betracht. Studienergebnisse, die als Beleg einer 

gesundheitsbezogenen Aussage angeführt werden, sind nur dann aussagekräftig, wenn sie nach 

den anerkannten Regeln und Grundsätzen wissenschaftlicher Forschung durchgeführt und 

ausgewertet wurden. Ob die als Metaanalyse erstellte Studie die Werbeaussage tragen kann, 

hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Jedenfalls muss hinreichend deutlich in der 

Werbeaussage auf die Besonderheit der Art, Durchführung und Auswertung sowie 

eingeschränkte wissenschaftliche Aussagekraft dieser Studie hingewiesen werden. Ohne 

Studien-Hinweis darf die Beklagte jedoch mit der geringeren Gewichtszunahme werben, da der 

Effekt von den Zulassungsbehörden überprüft und bestätigt wurde. Eine Irreführung liegt nur 

dann vor, wenn die Klägerin beweist, dass neuere wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, die 

diese Beurteilung nicht mehr tragen. 

Konsequenz 

Um die Gefahr einer wettbewerbsrechtlichen Abmahnung zu vermeiden, sollte in Werbeaussagen 

die Wirkungsweise mit angebotenen Waren nur dann in Verbindung gebracht werden, wenn diese 

wissenschaftlich belegt sind. 

 

6. Bedrohung durch gefälschte E-Mails im Namen des Finanzamtes 

Kernaussage 

Während die Finanzverwaltung zunehmend Daten nur noch elektronisch akzeptiert, versendet sie 

selbst Unterlagen fast ausschließlich in Papierform. Eine Ausnahme hiervon bilden 

Steuerbescheide, die auch elektronisch im ELSTER-Verfahren bereitgestellt werden. 

Aktuelle Warnung der Finanzverwaltung 

Das Bundeszentralamt für Steuern warnt vor Kriminellen, die derzeit im Namen der 

Finanzverwaltung gefälschte E-Mails versenden. Angeblich sollen die E-Mails den ELSTER-

Steuerbescheid als Anhang enthalten. 

Konsequenz 

Die Steuerbescheide werden nicht per E-Mail von der Finanzverwaltung versendet. Für den 

Empfang wird spezielle Software benötigt. Entsprechende E-Mails können daher nicht vom 

Finanzamt stammen. Sie sind unbedingt zu löschen, da die im Anhang befindliche Datei 

"Elster.exe" Schadstoffsoftware enthält. Wer diesbezüglich unsicher ist, sollte bei Übertragung der 

Steuererklärungen per ELSTER einfach auf die elektronische Übermittlung eines 

Steuerbescheids verzichten. 

 

7. Unternehmensverkauf: Wettbewerbsverbot als nicht steuerbarer Umsatz 

Kernaussage 

Werden Unternehmen übertragen und vom Erwerber fortgeführt, so handelt es sich regelmäßig 

um eine nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen. 

Sachverhalt 

Die Klägerin verkaufte den von ihr betriebenen ambulanten Pflegedienst. Im Rahmen des 

Kaufvertrags verpflichtete sie sich ferner, in den folgenden 2 Jahren im Umkreis von 100 km 

keinen Pflegedienst zu betreiben. Der Verkauf des Unternehmens wurde unstrittig als 

Geschäftsveräußerung im Ganzen (GiG) behandelt. Strittig war dagegen die Auffassung des 

Finanzamts, dass das vereinbarte Wettbewerbsverbot eine eigenständige Leistung darstelle, die 

nicht unter die Geschäftsveräußerung im Ganzen falle. Es forderte daher Umsatzsteuer aus dem 

Entgelt für das Wettbewerbsverbot. 

Entscheidung 

Laut der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) kommt dem Wettbewerbsverbot keine 

eigenständige Bedeutung zu, da es dazu dient, dem Erwerber die Fortführung des übertragenen 

Pflegedienstes zu ermöglichen. Es ist daher "integraler Teil" der Geschäftsveräußerung im 

Ganzen. Umsatzsteuer fällt daher nicht an. 

 



 

 
 

 

Konsequenz 

Der BFH begründet im vorliegenden Fall sein Urteil mit dem Hinweis, dass es bei der 

Übertragung eines ambulanten Pflegedienstes entscheidend auf die immateriellen 

Wirtschaftsgüter, insbesondere den Kundenstamm, ankommt. Das Wettbewerbsverbot diene der 

Sicherung des Kundenstammes und somit der Fortführung des Betriebes. Das für das 

Wettbewerbsverbot ein separates Entgelt vereinbart wurde ist unter diesem Gesichtspunkt 

unerheblich. Es ist allerdings zu beachten, dass der BFH ausdrücklich betont, dass das Urteil 

einen Einzelfall betrifft. Es ist daher nicht ausgeschlossen, dass in anderen Fällen das 

Wettbewerbsverbot doch separat zu betrachten ist. Dies kommt zumindest für 

Unternehmensverkäufe in Betracht, bei denen dem Verkauf des Kundenstamms keine 

wesentliche Bedeutung zukommt. 

 

8. Welche Steuerbefreiung geht vor? 

Kernaussage 

Das Umsatzsteuergesetz (UStG) kennt zahlreiche Steuerbefreiungen. Da diese teilweise 

unsystematisch normiert sind, ist es möglich, dass für einen Umsatz mehrere Steuerbefreiungen 

in Frage kommen. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun in einem solchen Fall zu klären, ob eine 

Steuerbefreiung vorrangig zu behandeln ist. Dies ist zwar im Hinblick auf die Befreiung des 

Umsatzes egal, hat jedoch Bedeutung für den Vorsteuerabzug. In diesem Zusammenhang hatte 

der Europäische Gerichtshof (EuGH) Ende 2006 entschieden, dass die Lieferung von Zahnersatz 

auch dann nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn es sich um eine innergemeinschaftliche 

Lieferung handelt. Das Bundesfinanzministerium (BMF) hatte dieses Urteil erst in 2011 

veröffentlicht; beabsichtigte dies aber in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin, eine gemeinnützige GmbH, versandte 2001 und 2002 Blutplasma in das übrige 

Gemeinschaftsgebiet. Die Lieferungen waren als innergemeinschaftliche Lieferungen zu 

qualifizieren, die zum Vorsteuerabzug berechtigen. Allerdings ist die Lieferung von Blutplasma im 

Inland auch noch nach einer weiteren Vorschrift des Umsatzsteuergesetzes (§ 4 Nr. 17 UStG) 

befreit. Diese Befreiung lässt keinen Vorsteuerabzug zu. Die Klägerin wandte sich gegen die 

Versagung des Vorsteuerabzugs aus den Lieferungen durch das Finanzamt nach einer 

Überprüfung in 2009. 

Entscheidung 

Das Sächsische Finanzgericht verweigert den Vorsteuerabzug. Zur Begründung verweist es auf 

das Urteil des EuGH, das auch in diesem Fall für anwendbar gehalten wird. Auch sieht das 

Finanzgericht keinen Grund, der Klägerin Vertrauensschutz zu gewähren, da die 

Finanzverwaltung bis zur Veröffentlichung des genannten BMF-Schreibens in 2011 in den 

Umsatzsteuer-Richtlinien noch den Vorsteuerabzug in derartigen Fällen zugelassen hatte. 

Konsequenzen 

Die Klägerin ist nun vor den BFH gezogen; die endgültige Entscheidung bleibt daher abzuwarten. 

Ähnliche Fälle sollten offen gehalten werden. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass das Urteil 

des EuGH durchaus zutreffend ist. Der EuGH hatte die Versagung des Vorsteuerabzuges u. a. 

damit begründet, dass die Neutralität der Umsatzsteuer nicht gegeben sei, wenn der 

Vorsteuerabzug allein davon abhinge, ob eine Lieferung im Inland oder über die Grenze erfolge. 

Ob der BFH sich gegen die "rückwirkende" Anwendung des BMF-Schreibens ausspricht, dürfte 

ebenfalls fraglich sein. Hier wäre es allerdings zu begrüßen, wenn einer derartigen Praxis ein 

Riegel vorgeschoben würde. Es ist kaum zumutbar, dass das BMF jahrelang Zeit benötigt, um 

Stellung zu wichtigen Urteilen zu beziehen (aktuell z. B. zur Organschaft und zum ermäßigten 

Steuersatz bei der Lieferung von Lebensmitteln). 

 

 

 

 



 

 
 

 

Weiterführende Hinweise:  

1. Zugriff des Finanzamts auf Daten einer Apotheke? 

FG Hessen, Urteil v. 24.4.2013, 4 K 422/12. Bezug: § 147 AO; § 162 AO. 

2. Steuerbefreiung für Schönheitsoperationen, Empfängnisverhütung etc. 

OFD Frankfurt a. M., Verfügung v. 7.2.2013, S-7170 A – 69 – St 112. FG Rheinland-Pfalz, Urteil 

v. 12.1.2012, 6 K 1917/07, EFG 2012 S. 1783. Revision BFH: V R 16/12. Abgesehen vom 

imposanten Umfang des Urteils des FG (54 Seiten!) bietet es im Hinblick auf 

Schönheitsoperationen ein reiches Spektrum an Argumenten zur Darlegung ihrer 

medizinischen Notwendigkeit. Die Argumente mögen in Einzelfällen durchaus berechtigt sein, in 

der Summe jedoch ist es nicht verwunderlich, dass das FG allein dem Urteil der behandelnden 

Ärzte nicht folgen wollte, wonach alle Operationen angeblich ausschließlich medizinischen 

Zwecken dienen sollten. Z. B. soll Fettabsaugung medizinisch indiziert sein als Mittel zur 

Bekämpfung der Fettleibigkeit. Patientinnen, die eine Brustkorrektur vorgenommen hatten, 

wurden ausnahmslos psychische Störungen attestiert. Mit Soft-Lifting würden "altersuntypische 

negative biologische, hormonelle, stoffwechselbedingte Vor-Alterungen behandelt". Als 

ultimatives Totschlagargument wurde dann noch vorgetragen, dass allein die Bereitschaft eines 

Patienten, sich operieren zu lassen, als Beleg für dessen Gesundheitsstörung ausreiche. 

Angesichts solcher Argumente wird sich so manchem Leser die Frage stellen, wer hier 

dringend der medizinischen Behandlung bedarf; ob steuerbefreit oder nicht. 

3. BMF nimmt Stellung zum Steuersatz für Speisen und Getränke 

BMF, Schreiben v. 20.3.2013, IV D 2 S-7100/07/10050-06, DB 2013 S. 654. Durch 

Ausgliederung "schädlicher" Dienstleistungen auf andere Unternehmen kann erreicht werden, 

dass die eigenen Speiselieferungen dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. Allerdings ist zu 

beachten, dass zu dieser Thematik gerade ein Verfahren beim BFH anhängig ist (V R 28/12). 

Hierbei handelte es sich um ein Ehepaar, dass 2 Unternehmen betrieb; er eine Fleischerei (7 

%) und sie einen Cateringservice (19 %). Das Finanzamt erkannte aufgrund des gemeinsamen 

Internetauftritts der Eheleute die Trennung in 2 Unternehmen nicht an und wollte die gesamten 

Umsätze dem Regelsteuersatz unterwerfen. Auch wenn eine Trennung in 2 Unternehmen 

grundsätzlich möglich ist, sollten diese strikt getrennt werden, um Konflikte mit dem Finanzamt 

zu vermeiden. Die Urteile des EuGH und des BFH sahen eine Begünstigung nur für 

"Standardspeisen" vor, welche sich durch eine einfache Zubereitung auszeichneten (z. B. 

Pommes). Dieses Kriterium ist aufgrund der Vorgaben des Art. 6 Abs. 1 MwStVO nunmehr 

entfallen. 

4. Tierarzt-Hausbesuch ist keine haushaltsnahe Dienstleistung 

FG Nürnberg, Urteil v. 4.10.2012, 4 K 1065/12. Vgl. auch: BFH, Urteil v. 1.2.2007, VI R 74/08, 

BFH/NV 2007 S. 900. Abgrenzung zum FG Münster, Urteil v. 25.5.2012, 14 K 2289/11 E, EFG 

2012 S 1674. Bezug: § 35a Abs. 2 EStG. 
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5. Wann ist Heilmittelwerbung zulässig? 

BGH, Urteil v. 6.2.2013, I ZR 62/11. 

6. Bedrohung durch gefälschte E-Mails im Namen des Finanzamtes 

Information des Bundeszentralamts für Steuern, http://www.bzst.de. 

7. Unternehmensverkauf: Wettbewerbsverbot als nicht steuerbarer Umsatz 

BFH, Urteil v. 29.8.2012, XI R 1/11. FG Münster, Urteil v. 7.12.2010, 15 K 2529/07 U, EFG 

2011 S. 677. 

8. Welche Steuerbefreiung geht vor? 

FG Sachsen, Urteil v. 26.9.2012, 2 K 779/12. Revision anhängig beim BFH, V R 30/12. EuGH, 

Urteil v. 7.12.2006, C-240/05, UR 2007 S. 98. Abschn. 204 Abs. 4 UStR. Abschn. 4.17.1 

UStAE. Bezug: § 4 Nr. 17 UStG. 
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